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Kapitel 1: Befähigung des Einzelnen –  

Bildung und lebenslanges Lernen

möglichen Rückgang bezahlter Erwerbsarbeit im Zuge 
der digitalen Revolution sein.

Der zentrale Ort für bürgerschaftliches Engagement ist 
die Kommune. Hier ist die Interaktion zwischen Staat und 
Bürgern am engsten, und hier können Bürgerinnen und 
Bürger am stärksten Einfluss nehmen. Die kommunale 
Selbstverwaltung sollte gestärkt und finanziell besser 
unterfüttert werden. Sie eröffnet größere Handlungs-
spielräume vor Ort und ist damit ein wichtiger Beitrag 
zur Festigung der Demokratie. 

Es war nicht Auftrag und Absicht der Kommission, 
radikale Visionen einer ganz anderen Gesellschaft zu 
entwerfen. Eine ungeschminkte Bestandsaufnahme von 
Fehlentwicklungen und Krisenfaktoren sollte weder in 
resignierten Fatalismus noch in Fantasien vom Sprung 
in die ganz andere Gesellschaft münden. Vielmehr ließ 
sich die Kommission von der Maxime einer qualitativen 
Verbesserung der Verhältnisse leiten, die auf empirische 
Befunde aufbaut und ihre Wirkung selbstkritisch evaluiert. 
Wir brauchen mehr Mut zu experimenteller Politik, die 
neue Konzepte in Pilotprojekten erprobt, bevor sie im 
großen Maßstab übernommen werden.

Wenn sich die Verhältnisse grundlegend wandeln,  
müssen sich auch die Institutionen, politischen Kon-
zepte und Instrumente verändern. Dabei kommt es 
ebenso auf die Politik wie auf die Eigeninitiative der 
Zivil gesellschaft an.

Einführung und Zusammenfassung
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(öffentlichen) Infrastruktur, qualifizierter Beratungs-
angebote sowie einer entsprechenden finanziellen 
Ab sicherung (siehe den Abschnitt zum Bildungs-
grundeinkommen). Das Recht auf Bildung muss zum 
Recht auf Weiterbildung erweitert werden. Ziel ist es, 
mündige Bürgerinnen und Bürger in die Lage zu ver-
setzen, bestmöglich informiert, selbstverantwortlich 
und proaktiv die jeweils für sie passende Ausbildung, 
Weiterbildung oder Umschulung zu wählen. Dies gilt 
insbesondere in Situationen, in denen infolge der Digi-
talisierung bisherige Qualifikationen entwertet werden 
und neue Anforderungen entstehen. 

Die Kommission begrüßt, dass sich die Bildungsdebatte 
von der jahrelangen Systemdiskussion (dreigliedriges 
Schulsystem vs. Einheitsschule) stärker zur inneren 
Verfasstheit von Schulen und der Qualität des Unterrichts 
verlagert hat. Diese Themen stehen auch im Zentrum 
der Handlungsempfehlungen der Kommission.

Die aktuelle Diskussion um den „Digitalpakt“ und die 
Aufhebung des Kooperationsverbots zwischen Bund und 
Ländern zielt auf eine stärkere Beteiligung des Bundes 
an der Bildungsfinanzierung. Die bessere Alternative 
zu neuen zweckgebundenen Zuwendungen des Bun-
des wäre aus Sicht der Kommission eine Reform des 
Finanzausgleichs, die Bundesländer wie Kommunen in 
die Lage versetzt, ihre verfassungsmäßigen Aufgaben 
aus eigener Kraft und in eigener Verantwortung wahrzu-
nehmen. Gleichzeitig sollten einheitliche Standards 
für die Kernqualifikationen Deutsch und Mathematik 
zwischen den Ländern vereinbart werden, ohne den 
Wettbewerb um die besten pädagogischen Konzepte 
über Bord zu werfen. 

Die Kommission formuliert im Folgenden konkrete Her-
ausforderungen und Handlungsempfehlungen für die 
Bereiche frühkindliche und schulische Bildung sowie 
berufliche Weiterbildung.

1.1 Herausforderung:  

Frühkindliche und schulische Bildung

Soziale Durchlässigkeit / Chancengerechtigkeit
Die Bundesrepublik gilt, wie die OECD4 auch 2018 
erneut dargelegt hat, als eines der Länder, in denen 
Bildungschancen weiterhin in hohem Maße von der 
sozialen Herkunft abhängig sind. Eine wachsende Zahl 
von Kindern kommt aus unterprivilegierten sozialen 
Verhältnissen und droht dort zu bleiben.5

Die Kommission ist der Auffassung, dass der ausschlag-
gebende Faktor für fehlende Bildungserfolge von Kindern 
und Jugendlichen in ihrer sozialen Situation, insbe-
sondere der Armut und Bildungsferne ihrer Familien, 
zu suchen ist. Davon sind Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund überproportional betroffen, 
aber beileibe nicht nur sie. Entscheidend ist, dass auf 
Basis einer Diagnostik von Bildungsarmut (z. B. durch 
die Messung von Kompetenzniveaus) Programme so 
aufgelegt werden, dass jedes benachteiligte Kind eine 
entsprechende Förderung erhält.

Umgang mit Heterogenität 

Aufgrund steigender Einwanderung sowie der zuneh-
menden gesellschaftlichen Ausdifferenzierung hat die 
sprachliche, soziale, religiöse und kulturelle Heterogenität 
der Schülerschaft deutlich zugenommen. In sozialen 
Brennpunktgebieten gibt es Grundschulen, in denen 
Kinder mit Migrationsgeschichte weitgehend unter sich 

4  OECD: Bildung auf einen Blick 2018: OECD-Indikatoren. In:  
http://www.oecd.org/berlin/presse/mehr-anstrengungen-noetig-um-
chancengleichheit-in-der-bildung-zu-erhoehen-11092018.htm

5  Autorengruppe Bildungsberichterstattung: Bildung in Deutschland 2018. 
Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu Wirkungen und 
Erträgen von Bildung. Bielefeld 2018.

Die Kommission hat sich intensiv mit den Aufgaben von 
Bildung in Zeiten rapider beruflicher und gesellschaft-
licher Veränderungen befasst. Bildung ist ein zentrales 
Medium für die Herausbildung von Selbstsicherheit, 
beruflichem Erfolg und demokratischer Partizipation. 
Ihr oberstes Ziel ist die Befähigung jedes und jeder 
Einzelnen, das eigene Leben als Bürger einer demo-
kratischen Gesellschaft zu meistern. Sie soll Chancen-
gerechtigkeit und gesellschaftliche Teilhabe unabhängig 
von ethnischer und sozialer Herkunft gewährleisten. In 
Zeiten wachsender gesellschaftlicher Fragmentierung 
spielen Schulen eine zentrale Rolle als republikanische 
Institutionen, als Orte politischer Bildung und sozialer 
Begegnung.

Schulen müssen in der Lage sein, den rapiden gesell-
schaftlichen Wandel im Zuge von Digitalisierung, 
Globalisierung und Einwanderung durch hochwertige 
Bildungsangebote zu flankieren. Das ist gegenwär-
tig nicht gesichert. Empirische Befunde1 zeigen die 
Gefahr absinkender Bildungsniveaus für bestimmte 
Schülergruppen statt des erforderlichen „Upskillings“ 
(Erreichen höherer Bildungsniveaus, Fähigkeiten zum 
Lösen komplexer Probleme). Höhere Bildungsinves-
titionen, insbesondere in der frühkindlichen Bildung 
und im Grundschulbereich, mehr schulische Eigen-
verantwortung sowie neue Methoden des Lehrens und 
Lernens sind notwendig, um den Herausforderungen 
einer zunehmend heterogenen Schülerschaft und einer 
rapiden Veränderung der Berufswelt gerecht zu werden. 
Eine Schlüsselrolle spielen die Lehrerinnen und Lehrer. 
Angesichts des digitalen Wandels und einer immer 
heterogeneren Schülerschaft sind neue Qualifikationen, 
Unterrichtsmethoden und Kooperationsformen gefragt. 
Lehrende müssen wieder selbst zu Lernenden werden.

1  Vgl. Stanat, Petra / Schipolowski, Stefan / Rjosk, Camilla / Weirich, 
Sebastian / Haag, Nicole (Hg.): IQB-Bildungstrends 2016. Kompetenzen in 
den Fächern Deutsch und Mathematik am Ende der 4. Jahrgangsstufe im 
zweiten Ländervergleich. Münster 2017.

In der künftigen Arbeitswelt werden vor allem diejenigen 
Fertigkeiten relevant sein, die Innovation erst ermöglichen 
und (vorerst) nicht automatisierbar sind. Dazu zählen 
Kreativität, die Fähigkeit zur Analyse und Lösung kom-
plexer Probleme, Teamfähigkeit, Kommunikationsstärke, 
emotionale Intelligenz. Diese müssen ebenso wie die 
bereits vielfach eingeforderten Fähigkeiten im Bereich 
MINT bereits Teil der frühkindlichen und schulischen 
Bildung werden.

Die weitere Flexibilisierung von Berufsbiografien („Ent-
beruflichung“) geht, so die verbreitete Einschätzung,  
einher mit neuen Grundqualifikationen wie Eigeninitiative, 
der Bereitschaft zu lebenslangem Lernen und sozialer 
Intelligenz. Eine besondere Rolle spielt die Verzahnung 
von Erfahrungswissen mit neuen digitalen Kompetenzen.2

In der Stellenerhebung 2017 des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur 
für Arbeit nennen Betriebe als Anforderungen bei Neu-
anstellungen bereits zu 33 Prozent soziale Kompetenzen 
und zu 20 Prozent Weiterbildungsbereitschaft.3

Der erfolgreiche Abschluss einer beruflichen Erstaus-
bildung ist auch für die spätere berufliche Entwicklung 
und Weiterbildung von zentraler Bedeutung. Deshalb 
sollte ein entsprechender Abschluss (entweder im dualen 
System oder im Rahmen einer Hochschulbildung) zum 
Mindeststandard werden, den alle jungen Erwachsenen 
erreichen sollten. 

Der rapide Wandel durch die Digitalisierung bedingt, 
dass lebenslanges Lernen zum festen Bestandteil des 
Berufslebens werden wird. Dazu bedarf es einer ent-
sprechenden innerbetrieblichen und überbetrieblichen 

2  Vgl. Dengler, Katharina / Matthes, Britta: Weniger Berufsbilder halten mit 
der Digitalisierung Schritt. IAB-Kurzbericht, Nr. 4/2018.

3  Vgl. IAB-Stellenerhebung. In: https://www.iab.de/de/befragungen/
stellenangebot/aktuelle-ergebnisse.aspx
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Abb. 1: Privatschulnutzung in Deutschland  

Anteil der Privatschüler an allen Schülern in Prozent

Quelle: DIW, statistisches Bundesamt
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Vorausschauende Ressourcenplanung

Ein deutliches Defizit der deutschen Bildungspolitik im 
Vergleich zu anderen Ländern ist der Mangel an empirisch 
fundierter Planung von Ressourcen und Kapazitäten. In 
etlichen Bundesländern wurden beispielsweise vor Jahren 
Lehrsamtsstudiengänge eingestellt und Studien plätze 
reduziert, was zu einem akuten Mangel an Lehrkräften 
beigetragen hat. Kapazitätsplanungen für Lehrerausbil-
dung, Kindergärten und Schulen wurden zu spät auf 
wachsende Kinderzahlen umgestellt. Falsche Prioritä-
ten im Zuge der Haushaltskonsolidierung haben zum 
Verfall der baulichen Infrastruktur und mangelhafter 
technischer Ausstattung beigetragen. Zudem besteht 
dringender Bedarf an einer ganzheitlichen, aufeinander 
abgestimmten Überarbeitung der Rahmenlehrpläne –  
nicht nur zwischen Bundesländern, auch zwischen 
Schulfächern.

Bildungsmonitoring

Bislang gibt es zwar Ansätze eines Bildungsmonito-
rings als Basis für eine bedarfsgerechte Verteilung von 
personellen und finanziellen Ressourcen unter dem 
Stichwort einer „datengestützten Schulentwicklung“. Die 
gewonnenen Erkenntnisse werden aber noch nicht sys-
tematisch für die Bildungsplanung genutzt. Auf kritische 
Ergebnisse von Datenerhebungen (etwa bezüglich einer 
gehäuften Unterschreitung der Mindestlernziele) müssen 
verbindliche Interventionen und maßgeschneiderte 
Programme folgen. Bisher kommen solche Programme 
in Deutschland vor allem von Stiftungen; die staatliche 
Bildungspolitik arbeitet noch zu wenig vorausschauend 
und nutzt Daten nicht systematisch als Grundlage für 
fortlaufende Anpassungen im Bildungssystem.6 

6  Vgl. Sliwka, Anne / Klopsch Britta: Warum der Blick nach Alberta lohnt. In: 
https://deutsches-schulportal.de/stimmen/warum-der-blick-nach-alberta-lohnt/

Verbesserte Diagnostik in Kindergärten  

und Schulen

Die Messung von erreichten Bildungsniveaus (Mindest-
standards und Regelstandards in Deutsch, Mathema-
tik und Englisch) ermöglicht sinnvolle Interventionen 
bei Nichterreichen dieser Standards. Vor allem in der 
Vorschule und in den Grundschuljahren sollte eine 
systematische Diagnostik des Entwicklungsstands von 
Kindern verbindliche Förderinterventionen zur Folge 
haben. Der Nobelpreisträger James Heckman hat in 
seiner empirischen Forschung gezeigt, dass aufgrund der 
Kumulativität von Bildungsprozessen frühe Investitionen 
in Bildung eine besonders hohe langfristige Erfolgsquote 
nach sich ziehen.7 Diagnose und Intervention werden 
allerdings nur dann die notwendigen Erfolge zeigen, 
wenn sie verbindlich und professionell durchgeführt 
werden. Es ist die Aufgabe des Staates, das Recht auf 
und die Pflicht zur Förderung gesetzlich auszugestalten 
und mit Ressourcen zu hinterlegen.

7  Nähere Informationen zur Forschung von James Heckman:  
www.heckmanequation.org

sind – was eben nicht heißt, dass sie eine homogene 
Gruppe bilden würden. Auch Kinder aus Einwanderer-
familien weisen große sprachliche, soziale und kulturelle 
Unterschiede auf. 

Das Streben nach gleichen Bildungschancen für alle 
gelingt nur, wenn Schulen dafür vorbereitet sind, mit 
wachsender Heterogenität produktiv umzugehen. Das 
erfordert eine zunehmende Differenzierung des Unter-
richts, eine systematische Leistungsdiagnostik und eine 
frühzeitige Förderung aller Begabungsstufen. Gelingt 
das nicht, kommt es zu wachsender Segregation im 
Bildungssystem und zur Abwanderung aus öffentlichen 
Bildungseinrichtungen. Wenn wir diesen Trend stoppen 
wollen, müssen öffentliche Schulen auch den Erwartun-
gen der bildungsbürgerlichen Milieus gerecht werden.

Kompensatorische Funktion von frühkindlicher und 

schulischer Bildung

Im Zuge des Übergangs zur Wissensgesellschaft steigen 
die Anforderungen an die kognitiven Fähigkeiten in der 
Arbeitswelt. Was noch vor einer Generation hinreichend 
war, um einen qualifizierten Beruf zu lernen, reicht heute 
nicht mehr aus. Diese Entwicklung schlägt auch auf das 
Bildungswesen durch. Von Kindern und Jugendlichen  
werden heute Kompetenzen erwartet, die bildungsferne  
Eltern nur sehr bedingt fördern können. Entsprechend sind 
die Schulen gefordert, diese Förderung zu übernehmen. Ange-
sichts einer hohen Zahl von Kindern, die unter schwierigen 
sozialen Bedingungen aufwachsen und einem wachsenden 
Anteil von Kindern aus fremdsprachigen Familien nimmt 
die kompensatorische Funktion des Bildungssystems zu.

Die Förderung gewisser kognitiver und motorischer Grund-
fertigkeiten und das „Lernen lernen“ müssen bereits in der 
frühkindlichen Bildung beginnen. Im Zentrum steht dabei 
die spielerische Entwicklung von Vorläufer fähigkeiten in 
Deutsch und Mathematik.

Das deutsche Schulsystem hält nicht Schritt 

Das deutsche Schulsystem, so wie es heute ist, kann auf 
die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts nicht ange-
messen reagieren. Während einige Länder (z. B. Kanada, 
Finnland und Singapur, um Beispiele aus drei Kontinenten 
zu nennen) die notwendigen Veränderungen bereits seit 
mehreren Jahren systematisch umsetzen, hat Deutsch-
land sich in vielen Bereichen von dieser dynamischen 
Weiterentwicklung der frühkindlichen Bildungssysteme 
und der Schulbildung abgekoppelt. 

Die finanzielle, technische und personelle Ausstattung 
der Schulen fällt gegenüber dem internationalen Standard 
zurück. Auch der triste Zustand vieler Schulgebäude trägt 
nicht zu einem Klima der Wertschätzung und zur Identi-
fikation von Schüler/innen, Eltern und Lehrpersonal mit 
„ihrer“ Schule bei.

Befähigung des Einzelnen – Bildung und lebenslanges LernenKapitel 1
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Handlungsempfehlungen

 
1.1.1 Qualitätsstandards  

in der frühkindlichen Bildung

Studien, etwa die von James Heckman, zeigen die 
Bedeutung hochwertiger frühkindlicher Bildung für 
die langfristige Entwicklung kognitiver und emotio-
naler Fähigkeiten und den hohen Ertrag der hierbei 
eingesetzten Ressourcen.8 Das gilt umso mehr für die 
Kompensation familiär bedingter Bildungsdisparitäten. 
Auf dieser Basis empfiehlt die Kommission, Qualitäts-
standards für die frühkindliche Bildung festzulegen. Der 
Schwerpunkt sollte dabei auf die Förderung von „early 
literacy“ und „early numeracy“, d. h. Vorläuferfähigkeiten 
für Deutsch und Mathematik, gelegt werden. Zudem 
sollten eine systematische Diagnostik und verbindli-
che Intervention bei frühen kognitiven, emotionalen 
oder motorischen Defiziten umgesetzt werden. Das 
gibt vor allem Kindern aus bildungsfernen Familien 
bessere Ausgangsbedingungen und fördert die Chan-
cengerechtigkeit. Bund und Länder haben inzwischen 
den Handlungsbedarf auf diesem Feld erkannt. Im 
Dezember 2018 haben Bundestag und Bundesrat dem 
„Gute-Kita-Gesetz“ der Bundesregierung zugestimmt. 
Demnach stellt der Bund bis 2022 rund 5,5 Milliarden 
Euro für die Qualitätssicherung und -steigerung der 
frühkindlichen Betreuung und Bildung zur Verfügung.

Ergänzend empfiehlt die Kommission, dass sich die 
Bundesländer untereinander über Qualitätsstandards 
in der frühkindlichen Bildung verständigen. 

 
1.1.2 Finanzierung von  

Kitaplätzen

Die Kommission teilt die Auffassung, dass die Ver-
besserung der Qualität der vorschulischen Bildung 
(Personalschlüssel, Fortbildung der Betreuer/innen,  

8  Vgl. Heckman, James J.: Giving Kids a Fair Chance. Cambridge, 
Massachusetts 2017. 

interdisziplinäre Teams, großzügige Räume) in der Abwä-
gung Vorrang vor der beitragsfreien Betreuung für alle 
haben sollte. Es muss allerdings darauf geachtet werden, 
dass die Höhe von Kitagebühren nicht prohibitiv wirkt. 
Die Kommission spricht sich für eine flächendeckende 
soziale Staffelung der Kindergartenbeiträge aus. Davon 
würde auch die untere Mittelschicht profitieren.

 
1.1.3 Bildungsstandards in der  

schulischen Bildung /  
Bildungsminimum / Recht auf Förderung

Die Kommission spricht sich für eine bessere Koordination 
der Bildungspolitik zwischen Bund und Ländern aus. 
Bundesweit sollten gemeinsame Ziele und Bildungsstan-
dards (z. B. ein „Recht auf Förderung“ bei Nichterreichen 
von Bildungsstandards in Deutsch und Mathematik) 
gelten, ohne den föderalen Wettbewerb um die besten 
Wege und Modelle aufzugeben. Die Vergleichbarkeit von 
Bildungsabschlüssen muss verbessert, der Schulwechsel 
und auch die räumliche Mobilität der Lehrkräfte über 
Ländergrenzen hinweg erleichtert werden. 

Die Kommission spricht sich dafür aus, dass sich die 
Länder auf ein garantiertes „Bildungsminimum“ für alle 
einigen. Sie empfiehlt der Landesregierung Baden-Würt-
temberg, hier eine Vorreiterrolle zu übernehmen. Dieses 
Minimum sollte als Abschluss einer beruflichen (oder 
akademischen) Erstausbildung definiert werden. 

Allen Jugendlichen sollte ein Abschluss auf diesem 
Niveau ermöglicht werden. In diesem Zusammenhang 
sollen die Möglichkeiten des dualen Studiums ausgebaut 
werden, mit dem parallel zu einem Studien abschluss 
auch eine Berufsausbildung erreicht werden bzw. auch 
berufsbegleitend oder berufsintegriert ein Studium 
durchgeführt werden kann. Die Duale Hochschule 
Baden-Württemberg (DHBW) in Stuttgart hat hier Vor-
bildcharakter.

Die Entwicklung von überprüfbaren Mindeststandards ist 
aus Sicht der Kommission notwendig, um den Bildungs-

Umgang mit digitalen Medien

Die Notwendigkeit, das Bildungssystem stärker auf die 
Herausforderungen der Digitalisierung auszurichten, 
wird in der Bildungspolitik bislang überwiegend auf 
die notwendige technische Ausstattung und auf die 
Vermittlung technischer Fertigkeiten für den Umgang 
mit digitalen Medien und Technologien reduziert.

Dazu gehört jedoch auch zwingend die Befähigung zum 
produktiven und kritischen Umgang mit neuen Medien, 
also die Vermittlung digitaler Medienkompetenz. Sie 
ist umso wichtiger angesichts der Zersplitterung der 
digitalen Öffentlichkeit und der weitverbreiteten Halb-
wahrheiten und Desinformationen im Netz. Die Fähigkeit 
zur Bewertung und Einordnung von Informationen, zur 
eigenständigen Recherche und zur Unterscheidung 
zwischen Fakten und „Fake News“ ist wichtiger denn 
je. Dazu gehören auch ein geschärftes Bewusstsein für 
Datenschutz und die bewusste Abwägung zwischen 
Privatsphäre und Öffentlichkeit.

Schulen als Lernort der Demokratie

Die Bedeutung von Bildungseinrichtungen für die gesell-
schaftliche und politische Integration nimmt zu. Sie 
sind Schlüsselinstitutionen, in denen Brücken zwischen 
verschiedenen sozialen, religiösen, ethnischen Gruppen 
geschlagen werden. 

Schulen sind zentrale Lernorte der Demokratie. Dabei 
geht es um weit mehr als um den klassischen Politik-  
und Gemeinschaftskundeunterricht. Kinder und Jugend-
liche sollen in Schulen lernen, Verantwortung zu über-
nehmen, mit anderen gemeinsam zu handeln, sich mit 
anderen Meinungen auseinanderzusetzen und sich 
selbst eine informierte Meinung zu bilden. Sie sind 
entscheidende Orte, um individuelle und gemeinschaft-
liche Selbstwirksamkeit zu erfahren und zu erproben. 
Dafür müssen Schülerinnen und Schüler als mündige 
Subjekte ernst genommen werden – was auch heißt, 
klare Regeln und Grenzen zu setzen und problematische 
Verhaltensweisen nicht zu ignorieren.

Derzeit sind Schulen auf die zunehmende Herausforde-
rung der liberalen Demokratie durch antidemokratische 
Gruppierungen und Ideologien nicht vorbereitet. Wie 
wird Schülern und Eltern begegnet, die offen demo-
kratiefeindlich sind? Was heißt politische Bildung in 
Zeiten von „Demokratie unter Stress“?

Bislang fehlen klare Handreichungen für Schulleitungen 
und Lehrerschaft, wie sie demokratiefeindlichen und 
diskriminierenden Aktivitäten begegnen sollen und 
können. Solche Standards gilt es mit klaren Verantwort-
lichkeiten und verbindlichen Maßnahmen zu verbinden, 
sodass Führungskräfte im System wissen, wie sie auf 
entsprechende Situationen reagieren sollten. 

Wie kann der Lehrerberuf wieder attraktiv werden?

Der Lehrerberuf hat in Deutschland in den letzten 
Jahren an Attraktivität eingebüßt. Die Rahmenbedin-
gungen, unter denen deutsche Lehrkräfte arbeiten, 
weichen mittlerweile deutlich vom Forschungsstand 
und von international guter Praxis ab. Der Lehrberuf 
gilt laut Studien der OECD als einer der akademischen 
Berufe, die im internationalen Vergleich von besonders 
wenig Schul absolventen angestrebt werden. Dies hängt 
in hohem Maße damit zusammen, dass der Beruf in 
seiner Entwicklung „stehen geblieben“ ist. Während 
Bezahlung und soziale Absicherung im internationalen 
Vergleich – zumindest bei verbeamteten Lehrkräften 
– noch immer attraktiv erscheinen, sind es Arbeitsbe-
dingungen, Angebote der Karriereentwicklung sowie 
Fortbildungs möglichkeiten nicht mehr. 

Befähigung des Einzelnen – Bildung und lebenslanges LernenKapitel 1
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erfolg von Schüler/innen wie von Bildungseinrichtungen 
zu messen. Allerdings müssen aus den gesammelten 
Daten auch praktische Konsequenzen gezogen werden.  
Wenn Schulen die geforderten Mindestnormen verfehlen, 
müssen die Gründe analysiert und konkrete Zielvereinba-
rungen getroffen werden. Das Gleiche gilt auf individueller 
Ebene: Schüler/innen, die hinter den Mindeststandards 
zurückbleiben, haben ein Anrecht auf gezielte Förderung.

 
1.1.4 Reform der  

Lehrerarbeitszeit

Die Kommission spricht sich für die Umstellung vom 
bisherigen System der Deputatsstunden auf eine Jahres-
arbeitszeit aus, die auch Zeiten für Weiterbildung, den 
fachlichen Austausch im Team und für Elternarbeit 
einschließt. Diese Reform liegt in der Kompetenz der 
Länder. Bevor sie flächendeckend eingeführt wird, könnte 
sie in Modellversuchen erprobt und evaluiert werden.

 
1.1.5 Bessere Ausstattung von Schulen  

in schwierigen sozialen Lagen

Schulen in Deutschland spiegeln in hohem Maße das 
jeweilige soziale, ökonomische und kulturelle Kapital 
ihrer Elternschaft wider. Eine verbesserte Mittelzuwei-
sung soll Schulen in sozialen Brennpunktgebieten die 
Möglichkeit geben, durch die besondere Förderung 
benachteiligter Schülerinnen und Schüler herkunfts-
bedingte Bildungsungleichheit so weit wie möglich zu 
kompensieren. Insbesondere sollte der Ausbau zu ver-
lässlichen Ganztagsschulen mit ergänzenden kulturellen, 
sportlichen und sozialen Angeboten gefördert werden. 

Eine bessere finanzielle und personelle Ausstattung 
soll auch dazu beitragen, dass Schulen in sozialen 
Brennpunkten für Lehrkräfte wie für Schüler/innen und 
Eltern attraktiver werden.

 
1.1.6 Mehr Befugnisse und  

Ressourcen für Kommunen 

Zur Umsetzung dieser Maßnahmen bedürfen vor allem 
Kommunen umfassende Unterstützung, um gleich-
wertige Bildungschancen quer durch die Republik zu 
gewährleisten. Dies gilt insbesondere für strukturschwa-
che Kommunen und Landkreise. Die Bildungschan-
cen für Kinder dürfen nicht von der unterschiedlichen 
Finanzkraft von Städten und Gemeinden abhängen. Der 
bildungs politische Wettbewerb unter Bundesländern 
und Kommunen ist gut, braucht aber vergleichbare 
Ausgangsbedingungen und übergreifende Standards. 
Dies gilt auch für die Ausstattung von Schulen mit 
sozialpädagogischen Kräften und multiprofessionellen 
Teams.

 
1.1.7 Kooperation von Schulen und 

Schulverwaltungen / Schulnetzwerke
Ein besseres Zusammenwirken der zuständigen Minis-
terien, Schulverwaltungen und Schulen fördert die 
politische Innovation. So können auch erfolgreiche 
Modellprojekte schneller in die Fläche gebracht und 
von anderen Schulträgern übernommen werden. Lokale 
Schulnetzwerke über die verschiedenen Schulformen 
hinweg können vor allem in ländlichen oder struktur-
schwachen Regionen für eine Verbesserung des Bil-
dungsangebots sorgen. 

 
1.1.8 Schulen zu Zentren des 

Gemeindelebens ausbauen

Insbesondere in strukturschwachen Gemeinden und 
Stadtquartieren sollten Schulen zu Zentren des Gemein-
delebens („Core Social Centers“) ausgebaut werden. 
Sie sollten sich über den Unterricht hinaus für bürger-
schaftliche Initiativen und kulturelle Aktivitäten öffnen. 
Wenn die Schule zum Ort für öffentliche Bibliotheken, 
Theateraufführungen, Sportangebote und politische 
Bildungsangebote wird, stärkt das die Identifikation 
von Schüler/innen, Eltern und Bürgerschaft mit „ihrer“ 
Schule und bereichert das kulturelle Leben der Gemeinde.

Verlässliche Beschulung 

Eine verlässliche und qualitativ hochwertige Beschulung 
muss flächendeckend gewährleistet sein. Sie ist eine 
praktische Konsequenz des Rechts auf Bildung als 
universellen Bürgerrechts im Sinne Dahrendorfs. Es geht 
um ein schulisches Angebot für alle, das sich nicht zuerst 
und ausschließlich als Kompensation für Nachteile des 
Elternhauses begründet, sondern auf die bestmögliche 
Förderung aller Kinder und Jugendlichen zielt.

Die Erfüllung dieses Versprechens ist konstitutiv für 
den Zusammenhalt in der Gesellschaft. Wir wollen den 
Trend umkehren, dass bildungsprivilegierte Teile der 
Bürgerschaft mit ihren Kindern aus dem öffentlichen 
Bildungssystem auswandern, weil sie die verlässliche 
Beschulung ihrer Kinder nicht mehr gewährleistet sehen.

Verlässliche Beschulung bedeutet zum einen, Sorge 
für die Aufrechterhaltung eines geschützten Raums 
für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu 
tragen. Dieser Schutz ist auch deshalb geboten, weil 
sich aus der Ausbreitung ethnisch-kultureller Konflikte 
auf Schulhöfen und aus der Omnipräsenz einer digitalen 
Infosphäre neue Herausforderungen für die Schule als 
Institution ergeben, die alle Schülerinnen und Schüler 
betreffen, ob sie nun aus bildungsarmen oder aus bil-
dungsreichen Milieus stammen.

Eine zweite kritische Wahrnehmung vieler Eltern betrifft 
die mangelnde Übereinkunft über Formate und Metho-
den des Lernens zwischen Schulen, Schulverwaltung 
und föderaler Bildungspolitik. Verlässliche Beschulung 
heißt hier längerfristige Übereinkunft über Standards, 
Bildungsformate und elementare Didaktik. Ständige 
Wendungen im raschen Wechsel untergraben das Ver-
trauen in das öffentliche Schulwesen.

Eine dritte Dimension verlässlicher Beschulung zielt auf 
die Verständigung über Sinn und Zweck der Institution 
Schule. Sie ist zweifellos eine Instanz der kognitiven 
Befähigung, sie muss aber auch eine Instanz sein, die 
Werte vermittelt und die emotional-affektive Bildung 
von Heranwachsenden fördert. Die allermeisten Eltern 
besitzen ein intuitives Verständnis des Ziels aller Bil-
dungsprozesse für alle Schichten und Klassen: das 
autonom handlungsfähige, mit sich selbst im Einklang 
stehende Individuum, das sich als selbstverantwortliche 
Person in einer pluralen Gesellschaft versteht. Sie haben 
allerdings den Eindruck, dass diese grundsätzliche 
Orientierung angesichts von offenem Antisemitismus, 
erstarkter gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 
illiberalen politischen und kulturellen Strömungen von 
der Bildungspolitik nicht mit hinreichendem Nachdruck 
vertreten wird. Damit steht der universalistische Cha-
rakter eines demokratischen Bildungssystems infrage: 
das Verständnis der Schule als Polis, die exemplarisch 
auf die Gesellschaft einer liberalen Moderne vorbereitet.
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Stärkung des spezifisch Menschlichen  
in der Bildung
Im Zuge der Digitalisierung und Automatisierung 
gewinnen Fähigkeiten wie Problemlösen, Kreativität 
und Sozial kompetenz an Bedeutung: Nicht nur ist der 
Mensch in diesen Bereichen der Maschine überlegen –  
es sind zugleich die Fähigkeiten, die ihm am ehesten 
Zufrieden heit, Selbstbestimmung und soziale Zugehö-
rigkeit ermöglichen. Bisher leistet Schule zu wenig, um 
diese Fähigkeiten zu entwickeln.

Kollaborative Förderung
Moderne Bildungssysteme praktizieren das Prinzip einer 
„kollaborativen Förderung“, bei der multiprofessio nelle 
Teams aus Lehrer/innen, Sozialpädagog/innen und 
Psycholog/innen flexibel miteinander kooperieren. 

Eltern müssen verstärkt in die Bildung ihrer Kinder ein-
bezogen werden. Lehrer/innen und Sozialpädagog/innen 
müssen Beziehungen zum Elternhaus pflegen, darunter 
auch eine hinreichende Zahl von Kräften, die die Mutter- 
sprache von eingewanderten Eltern sprechen.

Beratung und Begleitung von Familien
Schließlich ist eine auf die einzelnen Schüler bezogene 
Beratung und Begleitung erforderlich, um sie auf einen 
erfolgreichen Bildungsweg zu bringen. Das gilt vor allem 
für Kinder und Jugendliche, die nicht bereits von ihren 
Eltern gezielt gefördert werden. Die Praxis zeigt beispiels-
weise, dass Stipendienprogramme für Schüler/innen  
in Brennpunktschulen und strukturschwachen Regionen 
nicht hinreichend bekannt sind und deutlich weniger 
abgerufen werden. 

Finanzierung
Als ergänzendes Finanzierungsinstrument eines föde-
ralen Bildungssystems wurde das schweizerische Modell 
genannt, nach dem Kantone eine Ausgleichszahlung 
entrichten, wenn dort ansässige Schüler/innen und 
Student/innen an Bildungseinrichtungen einer anderen 
Gebietskörperschaft wechseln. Zum Für und Wider 
solcher Instrumente ist jedoch eine vertiefende Erör-
terung nötig.

Was wir von anderen Ländern  

lernen können

Fokus auf „Literacy“ und „Numeracy“ in der  

Grundschule

Möglichst viele Kinder sollten bis zum Ende der Grund-
schulzeit ein hohes Kompetenzniveau in elementaren 
Feldern erreichen, um ein weitgehend selbstbestimmtes 
Leben führen zu können. Im kanadischen Schulsystem, 
das deutlich bessere Gleichheitswerte erzielt als das 
deutsche, wurde eine vierstufige Kompetenzmatrix 
entwickelt, die die Stufe 3 als verbindlichen Mindest-
standard definiert. Kinder, die in diagnostischen Verfahren 
lediglich Kompetenzstufe 1 oder 2 erreichen, haben ein 
Recht auf Förderung. Zugleich besteht die Pflicht, diese 
Förderung wahrzunehmen.

Gerade in einer Einwanderungsgesellschaft, die in hohem 
Maße auch bildungsferne Migrant/innen integrieren 
will, ist es erforderlich, Diagnostik mitsamt einer darauf 
folgenden verbindlichen Intervention so zu nutzen, dass 
Lernziele im Kernbereich der Bildung erreicht werden.

Die Bildungsökonomie weist schon seit einigen Jahren 
darauf hin, dass Ressourcen, die in den frühen Jahren der 
Bildung investiert werden, maßgeblich dazu beitragen, 
Bildungsdisparitäten zu reduzieren und so mehr Chancen-
gerechtigkeit zu ermöglichen. Werden die Möglichkeiten 
der Digitalisierung in der Individualdiagnostik genutzt, 
können Lehrkräfte bei dieser Aufgabe entlastet werden, 
sodass sie sich verstärkt der Förderung widmen können.

Von der klassischen Note zur ermutigenden 

Rückmeldung („not yet“)

In der Vergangenheit erfolgte die Leistungsbewertung 
an staatlichen Schulen in Deutschland häufig mithilfe 
der sozialen Bezugsnorm, d. h., die Schüler einer Klasse 
wurden untereinander verglichen und die Noten entspre-
chend einer fiktiven „Normalverteilung“ vergeben. Diese 
Bewertungspraxis führte bei vielen Schülerinnen und 
Schülern zu einer Verfestigung negativer Selbstbilder 
und einem nachhaltigen Motivationsverlust. In einer 
Gesellschaft, in der zunehmend Routinetätigkeiten 
wegfallen, geht es darum, möglichst vielen Menschen den 
Zugang zu einem höheren Bildungsniveau zu ermöglichen 
und ihnen die Grundvoraussetzungen für lebenslanges 
Lernen zu vermitteln. Das wird nur gelingen, wenn die 
kriteriale Bezugsnorm in Verbindung mit individuali-
sierter Rückmeldung Standard wird: Schülerinnen und 
Schüler erhalten Informationen darüber, wo sie stehen 
und welche nächsten Schritte sie mit Unterstützung der 
Lehrkräfte unternehmen können, um ein Bildungsziel zu 
erreichen. Aus „Das Kind kann es nicht“ wird dadurch 
„Das Kind kann es noch nicht“.

Teamstrukturen und  

multiprofessionelle Teams an Schulen

Schulen müssen Kinder heute sozial-emotional unter-
stützen. Das reicht von gesundheitlicher Prävention 
(z. B. regelmäßigem Zähneputzen) bis zum gelingenden 
Zusammenleben (z. B. Mobbing- und Diskriminierungs-
prävention). Die stärksten Schulsysteme haben auf 
diese Herausforderung längst durch die dauerhafte 
Einrichtung von multiprofessionellen Teams an den 
Schulen reagiert – mit Schulpsycholog/innen, „school 
nurses“ und Sonderpädagog/innen. 
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Die Skepsis gegenüber alarmistischen Prognosen, die 
zum wiederholten Mal ein „Ende der Arbeitsgesellschaft“ 
prophezeien, bedeutet keine Entwarnung, dass alles 
bleiben würde, wie es ist. Die Umbrüche der Arbeitswelt 
werden sich beschleunigen. In früheren Phasen der 
technischen Rationalisierung (etwa bei der Automati-
sierungsdebatte der 90er-Jahre) ging es vorrangig um 
drohende Arbeitsplatzverluste in der Industrie. Künftig sind 
jedoch auch Dienstleistungsberufe (Ärzte, Rechtsanwälte, 
Steuerberater, Buchhaltung etc.), die bislang als sicher 
galten und relativ hohe Einkommen ermöglichten, von 
der Digitalisierung erfasst. Auch in diesen Berufsgruppen 
wird es Gewinner und Verlierer geben.

Einem tendenziell schrumpfenden Arbeitsvolumen in 
der Fertigung und bei digitalisierbaren Dienstleistun-
gen, etwa bei Banken und Versicherungen, wird eine 
steigende Nachfrage nach Forschung und Entwick-
lung, Steuerung, kreativen Tätigkeiten und sozialen 
Dienstleistungen gegenüberstehen. Auch der Bedarf 
an einfachen Dienstleistungen im Niedriglohnsektor 
wird weiter bestehen.

Die Nettoeffekte der Digitalisierung auf die Beschäftigung 
hängen nicht nur vom Substitutionspotenzial ab. Wenn im 
Zuge der Digitalisierung neue Produkte generiert werden, 
kann der Nettoeffekt auf die Beschäftigung neutral oder 
sogar positiv sein. Untersuchungen der Auswirkungen eines 
verstärkten Robotereinsatzes deuten in diese Richtung.11  
Die Autoren findet keinen Nettoeffekt auf die Beschäftigung, 
allerdings eine technologiebedingte gesteigerte Mobilität 
der Arbeitskräfte. Ein Minderbedarf in der Produktion sei 
durch Mehrbedarf in unterstützenden Dienstleistungen 
ausgeglichen worden. Diese Mobilität war für betroffene 
Personen aber teilweise mit Lohneinbußen verbunden. 
Dabei könnten qualifizierte Arbeitnehmer auch gezwungen 
sein, weniger qualifizierte Jobs zu übernehmen.

11  Dauth, Wolfgang / Findeisen, Sebastian / Südekum, Jens / Wößner, Nicole: 
German Robots – The Impact of Industrial Robots on Workers,  
IAB Discussion Paper 30/2017.

Wir halten es für wichtig, bei allen kritischen Seiten der 
Digitalisierung ihre Potenziale zum Besseren nicht zu 
übersehen. Sie eröffnet Chancen für mehr Energie- und 
Ressourceneffizienz, intelligente Mobilität, Befreiung 
von repetitiver oder gesundheitsgefährdender Arbeit, 
für dezentrale Produktion sowie für den globalen Markt-
zugang kleiner und mittlerer Anbieter. Sollte es tatsäch-
lich zu einem Anstieg der Produktivität kommen – was 
bisher nicht der Fall ist –, könnte die durchschnittliche 
Erwerbsarbeitszeit weiter gesenkt und das „Reich der 
Freiheit“ ausgedehnt werden.

Allerdings verschärft die Digitalisierung möglicherweise 
die ökonomische und soziale Unwucht. Auf der einen 
Seite stehen hochproduktive „Superstar-Firmen“ mit 
überragender Wettbewerbsposition, auf der anderen 
Unternehmen, die unter wachsenden Kostendruck geraten 
oder deren Geschäftsmodelle komplett wegbrechen.  
Dem könnte die Polarisierung zwischen „lovely and lousy 
jobs“ entsprechen. Die Auseinanderentwicklung zwischen 
einem wachsenden Niedriglohnsektor mit prekären Jobs 
und hoch qualifizierten, gut dotierten Tätigkeiten ist 
bereits heute zu beobachten. Zudem gibt es Hinweise, 
dass die wachsende Bedeutung von hochprofitablen 
„Superstar-Firmen“ zu einer sinkenden Lohnquote führen 
könnte, sich also die Verteilung zulasten der Bezieher 
von Arbeitseinkommen verschieben könnte.12

Die Unsicherheit über die künftige Entwicklung, die Sorge 
um die eigene oder die berufliche Zukunft der Kinder 
sowie die Tendenz zur sozialen Polarisierung verstärken 
die gesellschaftliche Nervosität und schüren Abstiegs-
ängste in den Mittelschichten. Das Gefühl allgemeiner 
Unsicherheit macht die gesellschaftliche Mitte anfällig 
für populistische Strömungen. Auch das spricht dafür, 
die „Sicherheit im Wandel“ zu stärken.

12  Vgl. Autor, David / Dorn, David / Katz, Lawrence F. / Patterson, Christina /  
Van Reenen, John: The Fall of the Labor Share and the Rise of Superstar 
Firms. NBER Working Paper No. 23396/2017.

1.2 Herausforderung:  

Berufliche Weiterbildung

Ende der Arbeitsgesellschaft? Auswirkungen der 
Digitalisierung auf die Arbeitswelt 9

Welche Dynamik die Digitalisierung für die Zukunft der 
Arbeit hervorbringt, wird intensiv diskutiert. Szenarien, 
die von einer massiven Verdrängung menschlicher Arbeit 
durch intelligente Maschinen und einem entsprechenden 
radikalen Rückgang des Beschäftigungsvolumens aus-
gehen, wetteifern mit Prognosen, die von einer Balance 
zwischen Arbeitsplatzverlusten und neu entstehenden 
Beschäftigungsfeldern ausgehen. Einige Szenarien kom-
men aufgrund der Auswertung der Automatisierungs-
effekte der letzten Jahrzehnte sogar zu einer positiven 
Beschäftigungsbilanz.10

Die Kommission betrachtet Digitalisierung primär als 
„Jobwandler“, nicht als „Jobvernichter“. Bestimmte 
Tätigkeiten oder sogar ganze Berufe mögen künftig auto-
matisiert werden, in der Summe wird das Volumen der 
Erwerbsarbeit voraussichtlich nicht dramatisch sinken. 
Vielmehr werden sich Berufsbilder und Qualifikationen 
wandeln. Wie bei jeder technischen Revolution werden 
neue Berufe entstehen, die heute noch niemand kennt. 
Vor dem Hintergrund des gleichzeitig stattfindenden 
demografischen Wandels mit einer tendenziell sinkenden 
erwerbsfähigen Bevölkerung ist deshalb – zumindest für 
die technologisch führenden Volkswirtschaften – kaum 
mit einer automatisierungsbedingten Massenarbeits-
losigkeit zu rechnen. 

9  Vgl. dazu auch Grunwald, Armin: Es gibt die Zukunft nicht. In:  
https://libmod.de/armin-grunwald-ueber-digitalisierung-und-arbeitsmarkt/

10  Arntz, Melanie / Gregory, Terry / Zieran, Ulrich: Digitalisierung und die 
Zukunft der Arbeit: Makroökonomische Auswirkungen auf Beschäftigung, 
Arbeitslosigkeit und Löhne von morgen. Mannheim 2018. 
Prognos: Deutschland Report 2025 | 2035 | 2045. Wie Deutschland  
sich in den nächsten Jahrzehnten entwickeln wird. In:  
https://www.prognos-deutschlandreport.com/zentrale-ergebnisse-des-
neuen-prognos-deutschland-reports/

Dennoch sollte Vorsorge auch für den Fall getroffen 
werden, dass bezahlte Arbeit in großem Stil durch Roboter 
und künstliche Intelligenz ersetzt wird. So oder so wird 
es voraussichtlich zu massiven regionalen und bran-
chenbezogenen Veränderungen in der Beschäftigungs-
struktur kommen. Auch bei einer eher ausgeglichenen 
Gesamtbilanz werden die Anforderungen an berufliche 
Weiterbildung und Neuqualifizierung deutlich zunehmen. 
Lebenslanges Lernen wird deshalb sowohl individuell als 
auch gesellschaftlich zu einer zentralen Voraussetzung 
für die Bewältigung der anstehenden Umbrüche.

Trotz fortlaufender Zuwanderung ist in mittlerer Zukunft 
mit einem schrumpfenden Arbeitskräftepotenzial zu 
rechnen, während Zahl und Anteil der Menschen im 
Rentenalter anwachsen werden. Aus dem demografi-
schen Wandel resultiert sowohl ein wachsender Bedarf 
an Gesundheits- und Betreuungsleistungen als auch 
die Notwendigkeit, die Produktivität der Arbeit weiter 
zu steigern, um das gesellschaftliche Wohlstandsniveau 
zumindest zu halten und den Sozialstaat finanzieren 
zu können. Für eine alternde Gesellschaft ist es gera-
dezu zwingend, verstärkt in Bildung, Wissenschaft und 
Forschung zu investieren, um ihre Innovationsfähigkeit 
zu erhalten.

Die Digitalisierung verstärkt die Tendenz zur Polari-
sierung der Arbeitswelt in Gewinner und Verlierer des 
technischen Wandels. Dieser Befund ist in der wissen-
schaftlichen Diskussion weitgehend unstrittig. Dagegen 
steht die weitverbreitete Prognose eines massenhaften 
Rückgangs von Arbeitsplätzen auf wackligen Füßen. 
Berufsprofile (etwa die von Ärzt/innen, Lehrer/innen, 
Ingenieur/innen) werden sich ändern, die Berufe selbst 
aber nicht verschwinden. Auch in der industriellen 
Produktion werden Roboter das Wissen, die Erfahrung 
und Intuition von qualifizierten Arbeitskräften nicht 
vollständig ersetzen. Die menschenleere Fabrik steht 
nicht bevor. Außerdem werden neue Berufe entstehen, 
von denen wir heute noch keine Vorstellung haben. 
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1. die Absicherung eines angemessenen Einkommens 
während der Weiterbildung sowie 2. die Aussicht, dass 
sich Weiterbildung auch materiell auszahlt.14 Das ist, 
wie eine Studie des Wissenschaftszentrums Berlin für 
Sozialforschung zeigt, derzeit nicht der Fall.15

Wir beschäftigen uns im Folgenden v. a. mit der Frage, 
wie die Motivation zum „lebenslangen Lernen“ gestärkt 
werden kann. Darüber hinaus nehmen wir drei Akteure 
in den Blick, die eine zentrale Rolle in der künftigen Wei-
terbildungslandschaft spielen müssen: 1. Unternehmen, 
2. Berufsschulen und 3. Hochschulen.

Arbeitgeber / Unternehmen
Für Unternehmen gilt in Zeiten hohen Innovationsdrucks 
und globaler Konkurrenz, dass ihre Zukunftsfähigkeit 
in hohem Maß von den Fähigkeiten ihrer Belegschaft 
abhängt. Dies gilt für technische und fachliche Kompe-
tenzen, aber ebenso für die Bereitschaft, Veränderungen 
aktiv aufzunehmen und zu gestalten. 

Deshalb müssen Fortbildungsstrategien essenzieller 
Teil von Unternehmensstrategien sein. Diese Erkenntnis 
schlägt sich jedoch häufig nicht in den bereitgestellten 
Budgets und Programmen nieder. In einem zunehmend 
enger werdenden Arbeitsmarkt für Fachkräfte ist eine 
aktive Weiterbildungsstrategie jedoch deutlich günstiger 
als der Versuch, diese Skills vom Markt zu erhalten.

Einer Studie des „World Economic Forum“ zum Thema 
„Die Zukunft der Arbeitsplätze 2018“ zufolge sollte jeder  
dritte deutsche Arbeitnehmer mehr als drei Monate 
weitergebildet werden, zehn Prozent benötigten eine 

14  Vgl. Dietz, Martin / Osiander, Christopher: Weiterbildung bei Arbeitslosen: 
Finanzielle Aspekte sind nicht zu unterschätzen. IAB Kurzbericht 14/2014.

15  Vgl. Ebner, Christian / Ehlert, Martin: Weiterbilden und Weiterkommen? 
Non-formale berufliche Weiterbildung und Arbeitsmarktmobilität in 
Deutschland. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie  
Jg. 70/H. 2, S. 213–235. 

Weiterbildung von einem Jahr, um ihre Qualifikationen auf 
neue betriebliche Anforderungen auszurichten. Zeit und 
Geld in die Förderung der bestehenden Belegschaft zu 
investieren, werde sich für die Unternehmen auszahlen. 
„Der Wettbewerb um hoch qualifizierte Arbeitskräfte 
wird sich in den nächsten Jahren deutlich verstärken 
und damit sehr teuer“, heißt es in der Studie. Dabei sind 
neben digitalen Qualifikationen vor allem grundlegende 
Fähigkeiten zum Arbeiten in interdisziplinären Teams 
und zur Lösung komplexer Probleme gefragt. Diese 
Kombination aus technologischer und empathischer 
Kompetenz scheint zum jetzigen Zeitpunkt durch Auto-
matisierung nicht substituierbar.16 

Die in der Studie thematisierte Weiterbildungsnotwen-
digkeit stellt vor allem kleine und mittlere Unternehmen 
vor große Herausforderungen. Neben einer praktischen 
Vereinbarkeit mit den betrieblichen Notwendigkeiten 
liegen aufwendige Weiterbildungsmaßnahmen zwar 
auch in ihrem Interesse, sind aber in der betrieblichen 
Realität praktisch bisweilen schwer umsetzbar.

Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen im 
Bereich Qualifizierung 
Eine Einbindung der Belegschaften in die Planung und 
Ausgestaltung betrieblicher Fort- und Weiterbildung kann 
zu einer deutlichen Verbesserung der Akzeptanz und 
Effizienz solcher Maßnahmen führen. Es gibt inzwischen 
eine Reihe von tariflichen und betrieblichen Verein-
barungen zur Transferqualifizierung, die das gesamte 
Spektrum von der Bedarfsermittlung bis zur Planung 
und Umsetzung konkreter Maßnahmen umfassen.

16  Vgl. World Economic Forum: Workforce Trends and Strategies for the 
Fourth Industrial Revolution. In: http://reports.weforum.org/future-of-
jobs-2018/workforce-trends-and-strategies-for-the-fourth-industrial-
revolution/ 
 

„Lebenslanges Lernen“ ist ein zentrales Element, um jede 
und jeden Einzelnen zu befähigen, mit dem Struktur-
wandel in Wirtschaft und Gesellschaft Schritt zu halten. 
Dabei ist darauf zu achten, dass sich die Art des Lernens 
in verschiedenen Lebensphasen verändert. Wie bei 
der Gestaltung der Arbeitszeit geht es auch hier um 
lebensphasenbezogene Angebote, die zu unterschied-
lichen Altersstufen, familiären Konstellationen und 
beruflichen Anforderungen passen.

Bereitschaft zur Weiterbildung stärken 

Vor dem Hintergrund von Globalisierung und digitaler 
Revolution wird der Stellenwert beruflicher Weiterbildung 
für die individuelle Biografie wie für die volkswirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit weiter steigen. Aufgrund der 
beschleunigten Veränderungen der Arbeitswelt und 
einer sinkenden Halbwertszeit von Fachwissen müssen 
sich Beschäftigte im Verlauf ihres Berufslebens konti-
nuierlich weiterbilden oder komplett neu orientieren. 
„Lebenslanges Lernen“ muss von einem Slogan zur 
Normalität im Alltag werden – für Arbeitnehmer und 
Selbstständige wie auch für Arbeitgeber.

Davon sind wir gegenwärtig noch weit entfernt. Die 
Weiterbildungsquote in Deutschland ist relativ gering. 
Im Jahr 2015 absolvierten nur 12,2 Prozent der Erwerbs-
tätigen einen Kurs in der allgemeinen oder beruflichen 
Weiterbildung. Im Vergleich zu 2012 war das sogar ein 
leichter Rückgang. Allerdings gibt es deutliche regionale 
Unterschiede. In Baden-Württemberg lag die Quote bei 
15,3 Prozent – bundesweit die Spitzenreiterposition.13

Öffentliche Bildungsausgaben wie individuelle Bil-
dungsbereitschaft konzentrieren sich auf die Phase 
vor Eintritt in das Berufsleben: Gut 90 Prozent aller 
Bildungsausgaben werden in die ersten 25 Lebensjahre  
 

13  Bertelsmann Stiftung (Hg.): Deutscher Weiterbildungsatlas. Teilnahme 
und Angebot in Kreisen und kreisfreien Städten. Gütersloh 2018, S. 4. 

gesteckt; damit bleiben weniger als zehn Prozent für die 
übrigen sechs Jahrzehnte Lebenserwartung, und das 
schon inklusive der betrieblichen Weiterbildung. Das 
ist die Realität in Sachen „lebenslanges Lernen“. Dabei 
gilt bei einer beruflichen Ausbildung viel stärker als bei 
einem Studium: Das heute erworbene Anwendungs-
wissen verliert angesichts des rasanten technologischen 
Fortschritts in wenigen Jahren an Wert. Nach „Aus“ 
muss also „Weiter“ kommen. 

Da Richtung und Dimensionen des technologischen 
Wandels nur ansatzweise erkennbar sind, herrscht 
weitgehend Unklarheit bei allen Beteiligten, wofür und 
wohin fort- und weitergebildet werden muss. Das spricht 
umso mehr für eine gute Basisausbildung als Grundlage 
für ein späteres Weiter- und Neulernen.

Fachkräfte- und Nachwuchsmangel sind schon jetzt 
eine Herausforderung; bei rapidem technischem Wandel 
wird dies noch gravierender werden. Auch aufgrund des 
demografischen Wandels (die nachrückenden Jahrgänge 
dünnen aus) führt kein Weg daran vorbei, im Eigen-
interesse der Unternehmen massiv in die Weiter bildung 
der bestehenden Belegschaft zu investieren. Allerdings 
ist das Gros der betrieblichen Weiterbildung bisher 
inkrementell. Dies mag bei linearen technologischen 
Entwicklungen angemessen sein, nicht jedoch bei 
strukturellen Veränderungen, die mit der Entwertung 
alter Qualifikationen und völlig neuen Anforderungen 
einhergehen. In diesem Fall müssen die Fortbildungs-
angebote zeitlich und inhaltlich aufwendiger sein. 

Um die subjektive Motivation für „lebenslanges Lernen“ zu 
erhöhen, reicht es nicht aus, Weiterbildung lediglich als 
Reaktion auf die Gefährdung des eigenen Arbeitsplatzes 
oder auf neue berufliche Anforderungen zu verstehen. Es 
kommt darauf an, sie als Verbesserung von beruflichen 
Chancen und Erweiterung persönlicher Optionen positiv 
zu besetzen. Aus Befragungen zu den Hindernissen für 
die Beteiligung an beruflicher Weiterbildung ergeben 
sich vor allem zwei Anknüpfungspunkte:
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Handlungsempfehlungen

 
1.2.1 Recht auf  

Weiterbildung

Das Bürgerrecht auf Bildung endet nicht mit der (berufli-
chen oder akademischen) Erstausbildung. Grundsätzlich 
sollte jedem und jeder Einzelnen ein Recht auf außer-
betriebliche Weiterbildung in bestimmten Zeitkontingen-
ten zustehen. Das gilt erst recht angesichts der bevor-
stehenden technologischen und strukturellen Umbrüche, 
die volkswirtschaftlich wie individuell ein hohes Maß an 
beruflicher Flexibilität und Lernbereitschaft erfordern. Das 
Bildungszeitgesetz des Landes Baden-Württemberg geht 
in diese Richtung. Es begründet ein Recht auf Freistellung 
zur Teilnahme an Bildungsmaßnahmen unter Fortzahlung 
der Bezüge durch die Arbeitgeberin.17

In diesem Sinne wird auch eine Reform des Ausbil-
dungsförderungsgesetzes diskutiert, das Menschen 
über 30 bzw. 35 Jahren aktuell keine Studienförderung 
gewährt und, so die Kritik, zu eng auf die Universitäts-
bildung gerichtet ist. Deshalb sollten Aus- und Weiter-
bildung außerhalb des Betriebs durch ein lebenslanges 
BAföG-Konzept gefördert werden. 

Dabei ist zu bedenken, dass Fort- und Weiterbildung 
während der Berufsphase nur in seltenen Fällen zu 
klassischen akademischen Abschlüssen (Bachelor /  
Master) führt. „Lebenslanges Lernen“ findet in der Regel 
in kleinen Schritten durch das stetige modulare Zusam-
menfügen unterschiedlicher Wissensbereiche statt. 
Sogenannte „Nanodegrees“, also Miniabschlüsse, die 
kompakt innerhalb einiger Monate themenspezifische 
Inhalte vermitteln, werden zunehmend gebräuchlicher.

17  Vgl. Bildungszeitgesetz Baden-Württemberg (BzG BW) vom 17. März 2015. 
In: http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&query=BiZG+BW 
&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true

Die Bedeutung interaktiver Lernformate wie Podcasts, 
Videos, webbasierten Lernens oder Selbstlernprogramme 
nimmt zu. Damit ändert sich auch die Art der Weiter-
bildung. Ein großer Teil beruflicher Weiterbildung findet 
nicht primär in Kursen und Seminaren, sondern informell 
in der beruflichen Praxis oder in der Freizeit statt. Diese 
Form des Selbstlernens sollte durch entsprechende 
Zeitfenster im Arbeitsalltag gefördert und bei der Bewer-
tung des Qualifikationsprofils von Arbeitnehmer/innen 
anerkannt werden.

 
1.2.2 Bildungsgrundeinkommen  

und finanzielle Absicherung  
lebenslangen Lernens

Die Zeiten sind vorbei, in denen galt: „Was Hänschen 
nicht lernt, lernt Hans nimmermehr.“ Wer heute ein 
Studium absolviert oder einen Beruf lernt, muss damit 
rechnen, im Verlauf seiner Erwerbsbiografie nicht nur 
mehrfach das Unternehmen, sondern auch das Berufs-
feld zu wechseln – sei es notgedrungen oder aus freien 
Stücken. Einmal erworbenes Wissen veraltet immer 
schneller, berufliche Anforderungen verändern sich mit 
neuen Technologien und Geschäftsmodellen.

Aus all diesen Gründen wird lebenslanges Lernen zur 
Norm werden. Dabei geht es nicht nur um berufsspezifi-
sches Wissen, sondern auch um die Möglichkeit, seinen 
Horizont zu erweitern und sich Wissen anzueignen, das 
nicht unmittelbar für die aktuelle berufliche Tätigkeit 
verwertbar ist – Fremdsprachen, politische Bildung, 
kulturelle oder soziale Fähigkeiten.

Während lebenslanges Lernen als Postulat inzwischen 
Allgemeingut ist, fehlt es an einer verlässlichen finan-
ziellen Absicherung für berufliche Auszeiten, die der 
Weiterbildung gewidmet sind. Gegenwärtig gibt es 
eine Vielfalt von speziellen Förderinstrumenten für 
spezielle Gruppen. Woran es fehlt, ist eine finanzielle 
Absicherung des Rechts auf Weiterbildung für alle 
Bürgerinnen und Bürger. Ein solches (zeitlich befristetes)  

Um diesen Weg zu verbreitern, ist es sinnvoll, die ange-
kündigte Stärkung des Initiativrechts der Betriebsräte für 
Weiterbildung (Koalitionsvertrag der Bundesregierung) 
rasch umzusetzen. 

Duales System / Berufsausbildung
Das duale Berufsbildungssystem Deutschlands wird 
international nach wie vor als Erfolgsmodell gesehen. 
Es ermöglicht die Verbindung von Theorie und Praxis, 
ebnet in der Regel einen sicheren Weg in die Arbeitswelt 
und eröffnet berufliche Aufstiegsmöglichkeiten jenseits 
eines akademischen Studiums. 

Im Hinblick auf den Lebensverdienst zeigt sich jedoch: 
Hochschulbildung wirft in der Regel eine deutlich höhere 
Rendite als eine Berufsausbildung im dualen System 
ab. Das gilt insbesondere für das Studium in MINT- 
Fächern. Im Zuge aktueller Veränderungen gewinnen 
Hoch qualifizierte am meisten dazu. Schließlich sprechen 
auch die rasche Veränderung konkreter Berufsprofile 
und der steigende Bedarf an Grundlagenwissen für eine 
akademische Qualifikation.

Man sollte das duale Ausbildungssystem jedoch nicht 
vorschnell zugunsten einer einseitigen Ausrichtung auf 
die Steigerung der Hochschulquote abschreiben. Seine 
Anpassungsfähigkeit an neue berufliche Anforderungen 
hat sich auch im Zuge des technischen Wandels bewährt. 
Soweit sie die Passgenauigkeit zwischen Ausbildungs-
system und Arbeitswelt gewährleistet, ist die duale Aus-
bildung ein wichtiger Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen und fördert ihre Standortbindung.

Aus Sicht der Unternehmen gibt es jedoch vielfach Kritik 
hinsichtlich der Ausstattung und Unterrichtsqualität 
von Berufsschulen. Das betrifft auch Qualifikation, 
Fortbildung und Vergütung des Lehrpersonals. Das 
einmal (im Studium) erworbene Wissen von Lehrkräften 
ist häufig nicht mehr auf der Höhe der Zeit. 

Die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademi-
scher Bildung sollte weiter verbessert werden. Ziel wäre 
ein System, das komplementäre Abschlüsse ermöglicht 
und die Chance auf berufliche Neuorientierung fördert.

Die wichtigste Qualifikation liegt nicht in der Vermitt-
lung spezifischer Inhalte, sondern im „Lernen lernen“. 
Zehn Jahren nach Ausbildungsende befinden sich nur 
noch 50 Prozent der Menschen in ihrem ursprünglichen 
Ausbildungsberuf. Es kommt deshalb entscheidend 
darauf an, schon in der beruflichen Erstausbildung die 
Fähigkeit zur Weiterentwicklung des Gelernten und zur 
Aneignung neuen Wissens zu vermitteln.
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Bildungsgrundeinkommen18 mag auf den ersten Blick 
als utopische Wunschvorstellung erscheinen. Im Licht 
der steigenden Anforderungen im Zuge der digitalen 
Revolution ist es aber nichts anderes als die finanzielle 
Basis für eine Wissensgesellschaft, die auf kontinuier-
licher Erneuerung und Erweiterung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten aufbaut.

Im Gegensatz zum „bedingungslosen Grundeinkommen“ 
wäre ein steuerfinanziertes Bildungsgrundeinkommen 
an eine Tätigkeit geknüpft – ein Zusatzstudium, eine 
weiterführende berufliche Bildung, die Aneignung einer 
Fremdsprache. 

Der Effekt eines solchen Instruments wäre vielfältig: 
Requalifizierung von Beschäftigten, denen eine Entwer-
tung ihrer bisherigen Fähigkeiten droht; Verbesserung 
des Bildungsstands älterer Arbeitnehmer/innen; Erhö-
hung des Qualifikationsniveaus des Arbeitskräftepools 
und nicht zuletzt die Ermutigung, noch einmal etwas 
Neues zu beginnen, das den eigenen Interessen und 
Begabungen entspricht.

Die Höhe der finanziellen Absicherung sollte über der 
Grundsicherung liegen, aber keine Gehaltsfortzah-
lung sein. Gedacht ist an eine Größenordnung von ca. 
1.200 Euro netto pro Monat (inklusive Wohngeld). Für 
Berufstätige bedeutet das in der Regel, dass sie auch 
eigene Geldmittel einsetzen müssen, um ihre laufenden  

18  Vgl. Gerd Grözinger: Bildungsgrundsicherungseinkommen.  
Schriften zu Wirtschaft und Soziales. Band 2: Die Zukunft sozialer 
Sicherheit. Heinrich-Böll-Stiftung 2007, S. 85–96.

Kosten während des Bildungs-Sabbaticals zu decken. 
Das stärkt die Eigenmotivation. Eine Ergänzung um 
arbeitgeberseitige Zuschläge ist zu begrüßen. Das  
Bildungsgrundeinkommen kann mit tarifvertraglichen und 
betrieblichen Regelungen zur Weiterbildungs finanzierung 
kombiniert werden.

Die Bezugszeit des Bildungsgrundeinkommens sollte 
befristet sein, beispielsweise auf drei Jahre im Verlauf 
eines Erwerbslebens. Es kann entweder am Stück oder in 
mehreren Teilabschnitten in Anspruch genommen werden.

Dabei ist zwischen der Inanspruchnahme des Bildungs-
grundeinkommens für berufliche Auszeiten und den 
diversen Formen beruflicher Weiterbildung im Betrieb / 
Training on the Job zu unterscheiden. Eine Übergangsform 
könnten staatliche Zuschüsse für Sabbatical-Modelle 
sein, die paritätisch von Arbeitgebern und Beschäftigten 
finanziert werden (  1.2.3 Bildungsteilzeit, S. 35).

Das Konzept eines Bildungsgrundeinkommens würde 
die bestehenden Instrumente der Weiterbildungs-
finanzierung weitgehend ersetzen und den Kreis der 
Anspruchsberechtigten verallgemeinern. 

Die Kommission schlägt vor, die genauere Ausgestaltung 
eines Bildungsgrundeinkommens und seiner Kosten in 
einer Modellrechnung mit unterschiedlichen Varianten 
zu ermitteln.
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1.2.3 Bildungs- 

teilzeit

Mit Blick auf die persönliche Weiterbildung, die auch eine 
komplette berufliche Neuorientierung ermöglicht, hat 
die IG Metall das Modell der Bildungsteilzeit entwickelt 
und in Baden-Württemberg erstmals tarifvertraglich 
geregelt. Es ermöglicht eine einkommenssichernde 
Kombination von Erwerbsarbeit und Weiterbildung 
über einen längeren Zeitraum hinweg. Das Modell zeigt, 
welche innovativen Lösungen zwischen den Tarifpartnern 
gefunden werden können.

Um ein solches Modell attraktiver zu machen, sollte der 
Gesetzgeber analog zur Altersteilzeit in Betracht ziehen, 
die tariflichen Zuschläge von der Steuer zu befreien.

Abb. 2: Beispiele für Bildungsteilzeit

Quelle: Broschüre „Tarifliche Bildungsteilzeit“, IG Metall, 2015

3,5 Jahre Arbeitsphase, 3,5 Jahre Freistellung 

7 Jahre reduzierte Arbeitszeit

100 %
Arbeitszeit

1. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

100 %
Arbeitszeit

2. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

100 %
Arbeitszeit

3. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

0 % Arbeitszeit 
100 % Zeit zur  
Weiterbildung

5. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

0 % Arbeitszeit 
100 % Zeit zur  
Weiterbildung

6. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

0 % Arbeitszeit 
100 % Zeit zur  
Weiterbildung

7. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

100 %
Arbeitszeit

0 % Arbeitszeit 
100 % Zeit zur  
Weiterbildung

4. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

1. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

2. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

3. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

7. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

6. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

5. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

50 % Zeit zur  
Weiterbildung

50 % 
Arbeitszeit

4. Jahr

bis zu 80 % 
Nettoentgelt



36 37

WegGebAU (Nachholen einer Berufsausbildung, 

Weiterbildung Geringqualifizierter)
Mit der Initiative („Weiterbildung Geringqualifizierter und 
beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen“) 
werden von der Bundesagentur für Arbeit Subventio-
nen zur Förderung der beruflichen Qualifizierung für 
Geringqualifizierte und ältere Arbeitnehmer/innen in 
Unternehmen vergeben. Die Arbeitnehmer/innen sollen 
sich im bestehenden Beschäftigungsverhältnis weiter-
qualifizieren, ohne ihren Job aufgeben zu müssen.
•  Erstattung von Maßnahmenkosten und ggf. teilweise 

Lohnkosten. Die Förderhöhe ist regional unterschiedlich. 
Förderung von außerbetrieblichen Maßnahmen, aber 
auch anteilige Bezuschussung von innerbetrieblicher 
Weiterbildung möglich.

•  Gefördert werden Menschen ohne Berufsabschluss /  
ohne Studienabschluss oder Arbeitnehmer/innen über 
45 Jahren. Greift nur, wenn entsprechender Person 
keine berufliche Erstausbildung mehr zuzumuten ist.

Zukunftsstarter-Initiative (Nachholen einer 

Berufsausbildung zwischen 25 und 35 Jahren)
Durch die Arbeitsagentur gefördert werden gering qua-
lifizierte Arbeitnehmer/innen (ohne Berufsabschluss /  
mit Berufsabschluss, wenn sie seit mindestens vier 
Jahren eine an- oder ungelernte Tätigkeit verrichten 
und ihre erlernte Tätigkeit nicht mehr ausüben) und 
Berufsrückkehrende bzw. Wiedereinsteigende zwischen 
25 und 35 Jahren. Unterstützt werden Ausbildung bzw. 
Umschulung (Vollzeit / Teilzeit), berufsanschlussfähige 
Teilqualifikationen (schrittweise zum Berufsabschluss) 
oder Vorbereitungslehrgänge für die Externenprüfung 
(Berufsabschlussprüfung ohne Nachweis einer Aus-
bildungszeit).

•  Erstattung von Lehrgangskosten, Fahrkosten, Kosten 
für die auswärtige Unterbringung und Verpflegung, 
Kinderbetreuungskosten, Arbeitsentgeltzuschüsse 
für Ausfallzeiten für Unternehmen.

Bildungsgutschein, Spargutschein, Prämien-

gutschein, Bildungsprämie (Fortbildung, Erhalt der 

Qualifikation, Weiterbildung)
•  Bildungsgutschein: Förderung von Lehrgangskosten  

für Arbeitnehmer/innen, um eine drohende Arbeits-
losigkeit abzuwenden oder um einen fehlenden Berufs-
abschluss nachzuholen (= WeGebAU).

•  Spargutschein: Finanzierung längerer / kostenintensiver 
Weiterbildungen unabhängig vom Einkommen durch 
angespartes Guthaben nach Vermögensbildungsgesetz. 
Mithilfe des Spargutscheins kann aus dem Guthaben 
vorzeitig ein Betrag für eine Weiterbildung entnommen 
werden, ohne dass dadurch der Anspruch auf die 
Arbeitnehmersparzulage verloren geht.

•  Prämiengutschein: Förderung von Weiterbildungs-
maßnahmen bei einem Jahreseinkommen von max. 
20.000 Euro, übernommen wird die Hälfte der Kosten, 
max. 500 Euro.

•  Bildungsprämie: Kombination aus Prämiengutschein 
und Spargutschein
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Bestehende Instrumente 

und alternative  

Vorschläge zur Weiter-

bildungs­finanzierung

Aufstiegsstipendium (Studium)

Das Aufstiegsstipendium ermöglicht das Studieren nach 
einer Berufsausbildung oder Aufstiegsfortbildung, die 
mit guten Leistungen abgeschlossen wurde. Vorausset-
zung sind außerdem zwei Jahre Berufserfahrung nach 
Abschluss der Ausbildung. Das Studieren ist in Vollzeit 
oder auch in Teilzeit neben einer Voll- oder Teilzeit-
erwerbstätigkeit möglich. Es besteht keine Altersgrenze.
•  Förderhöhe bei Vollzeitstudium monatlich 735 Euro plus 

80 Euro Büchergeld, bei berufsbegleitendem Studien-
gang jährlich max. 2.400 Euro für Maßnahmekosten. 
Vergabe von jährlich ca. 1.000 Stipendien durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung.

Weiterbildungsstipendium  

(allg. berufliche Weiterqualifizierung)
Das Weiterbildungsstipendium ermöglicht jungen Men-
schen nach einer Berufsausbildung mit besonderem 
Erfolg weitere berufliche Qualifizierung. Das Stipen-
dium fördert fachliche Lehrgänge, z. B. zur Technikerin, 
zum Handwerksmeister oder zur Fachwirtin, aber auch 
fachübergreifende Weiterbildungen, z. B. EDV-Kurse 
oder Intensivsprachkurse. Unter bestimmten Voraus-
setzungen kann auch ein berufsbegleitendes Studium 
gefördert werden.
•  Finanziert werden Fortbildungskosten / Material kosten, 

keine Unterhaltskosten. Dauer max. drei Jahre, max. 
Förder höhe 7.200 Euro. Vergabe durch das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung.

Aufstiegs-BAföG  

(Vorbereitung auf Fortbildungsabschluss)

Das Aufstiegs-BAföG fördert die Vorbereitung auf Fort-
bildungsabschlüsse wie Meister/in, Fachwirt/in, Tech ni-
ker/in, Erzieher/in oder Betriebswirt/in. In den meisten 
Fällen ist eine abgeschlossene Erstausbildung Voraus-
setzung für die Prüfungszulassung zur Fortbildungs-
prüfung. Es besteht keine Altersgrenze. Die Fortbildung 
kann in Voll- oder Teilzeit absolviert werden.
•  Finanzierung über Darlehen und nicht zurückzuzah-

lenden Zuschuss (Zuschussanteil variiert je nach 
Vermögen / Einkommen, Höhe der Prüfungs-/Lehr-
gangsgebühren etc.)
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1.2.4 Ausbau der  

Bundesagentur für Arbeit zu einer  

Agentur für Arbeit und Weiterbildung

Jeder und jede Einzelne sollte die Möglichkeit einer Erst- 
und Weiterbildungsberatung bekommen. Dabei kommt 
den Arbeitsagenturen und Jobcentern eine zentrale Rolle 
zu. Das Konzept der lebensbegleitenden Berufsberatung 
(LBB) mit seinen drei Komponenten 1. Erstberatung zur 
beruflichen Ausbildung und / oder Studium, 2. Weiter - 
bildungsberatung und 3. der Berufswegplanung ein-
schließlich des beruflichen Wiedereinstiegs sollte 
ausgebaut werden. Ziel sollte es sein, die Befähigung 
der Einzelnen zu stärken, informierte Entscheidungen 
über Berufswahl und die vorausschauende Planung des 
eigenen Erwerbslebens zu treffen. 

Es ist davon auszugehen, dass der mit der Digitalisierung 
verbundene Strukturwandel eine wachsende Mobilität der 
Arbeitskräfte weg von schrumpfenden hin zu wachsenden 
Wirtschaftszweigen erfordert. In einem solchen Prozess 
greift der Ansatz der betrieblichen Weiterbildung nicht. 
Dafür braucht es eine überbetriebliche Infrastruktur von 
Weiterbildungsinstitutionen und -angeboten. 

Der begonnene Prozess zur Weiterentwicklung der  
Bundesagentur in Richtung einer Bundesagentur für 
Arbeit und berufliche Weiterbildung sollte voran getrieben 
werden. In diesem Rahmen sollte die Agentur auch 
einen wichtigen Beitrag zur Qualitätssicherung von 
Weiterbildungsangeboten leisten. 

Programme zu einer abschlussorientierten Weiterbil-
dung sind auszubauen. Zwei Zielgruppen sind dabei 
besonders in den Blick zu nehmen: 1. lernschwächere 
Jugendliche und junge Menschen mit unzureichenden 
Sprachkenntnissen, die befähigt werden sollen, eine 
Erstausbildung zu absolvieren, sowie 2. geringqualifi-
zierte Beschäftigte, die fortgebildet werden. Für beide 
Gruppen kommen auch modularisierte schulische und 
betriebliche Bildungsmaßnahmen in Betracht, die in 
der Summe zu einem qualifizierten Abschluss führen. 

1.2.5 Transformations- 

Kurzarbeitsgeld

Angesichts der zu erwartenden tiefgreifenden Verände-
rungen auf dem Arbeitsmarkt fehlt bislang ein Instrument, 
das gleichzeitig die beiden Ziele Qualifizierung und 
Arbeitsplatzerhalt verfolgt. Das bewährte Instrument der 
Konjunktur-Kurzarbeit setzt daran an, dass es in einem 
Betrieb aus konjunkturellen Gründen vorübergehend zu 
Arbeitsausfall kommt. Die Transfer-Kurzarbeit wiederum 
ermöglicht keine Rückkehr in den Ursprungsbetrieb.

Eine mögliche Antwort auf diese Lücke wäre ein „Trans-
formations-Kurzarbeitsgeld“, das es erlaubt, größere Teile 
einer Belegschaft im Rahmen eines von den Betriebs-
parteien ausgehandelten Qualifizierungsplans für eine 
neue Verwendung zu schulen. Hier ist eine sorgfältige 
Prüfung nötig, um bloße Mitnahmeeffekte zu vermeiden.

1.2.6 Rolle der Berufsschulen als  

berufliche Weiterbildungszentren
Die Kommission empfiehlt eine verstärkte Koopera-
tion von Berufsschulen, Hochschulen und privaten 
Anbietern beim Aufbau eines vernetzten, aufeinander 
abgestimmten Systems beruflicher Fort- und Weiter-
bildung. Berufsschulen sollten zu regionalen Zentren 
für Fort- und Weiterbildung erweitert und aufgewertet 
werden. Baden-Württemberg fördert beispielsweise 21 
sogenannte „Lernfabriken 4.0“ an Berufsschulen im 
Land, um Fachkräfte für die Digitalisierung auszubilden.19

Berufsschulen müssen dringend gestärkt werden, damit 
sie auch künftig ihre Funktion im System der dualen 
Berufsausbildung erfüllen können. Dazu gehören 1. eine 
größere Transparenz hinsichtlich ihrer Unterrichtsqua-
lität, die Verbesserung der Leistungsdiagnostik und ein 
regelmäßiges Monitoring mit entsprechenden Unter-
stützungsmaßnahmen bei unterdurchschnittlicher  

19  Vgl. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-
Württemberg: Lernfabriken 4.0 in Baden-Württemberg. In:  
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/innovation/
schluesseltechnologien/industrie-40/lernfabrik-40/
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Weitergehende Vorschläge und Konzepte zur Weiter-

bildungsfinanzierung:

Arbeitsversicherung (Zielgruppe: Erwerbstätige)
•  Weiterbildung in bestehendem Arbeitsverhältnis soll

grundsätzlich ermöglicht werden
•  Absicherung von Beschäftigungs- und Einkommens-

risiken für unterschiedliche Erwerbsformen und Erwerbs-
personen

•  Unterstützung beruflicher Um- und Neuorientierungen
•  Recht auf Weiterbildung & Recht auf Freistellung

sowie Entgeltfortzahlung in der Qualifizierungsphase

Erwerbstätigenkonto / Chancenkonto 
(Zielgruppe: alle)
•  Konto mit Startkapital, das für Qualifizierung, Grün-

dungsphase oder private Auszeiten genutzt werden
kann (Vorschlag SPD: in Höhe von 20.000 Euro)

•  Erleichterung der Übertragung von Rechten, die an
Arbeitnehmer/innen gebunden sind, auch beim Wechsel
des Arbeitgebers

•  Stärkung der sozialen Gerechtigkeit durch gleiches
Startkapital

•  Kritik: Förderung auch von finanziell Abgesicherten;
Wegfall von Leistungen die ggf. individuell höhere
Bedarfe abdecken, Gefahr des Rückgangs von Weiter-
bildungsangeboten von Arbeitgeber/innen; unterschied-
liche Voraussetzungen in der Nutzung des Startkapitals

ALG Q (Zielgruppe: Erwerbslose)
•  Verlängerung des Arbeitslosengeldbezugs in Höhe des

ALG I bis max. 48 Monate, bei Teilnahme an Weiter-
qualifizierungsmaßnahmen

•  Verlängerung des ALG-I-Bezugs schon heute bei Weiter-
qualifizierung um Hälfte der Qualifizierungszeit gegeben
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Performance; 2. eine bessere technische Ausstattung;  
3. höhere Attraktivität des Berufsschullehrerberufs
durch bessere Bezahlung und bessere Fortbildungs-
möglichkeiten.

Die Weiterbildung des Lehrpersonals sollte angesichts 
des raschen Wandels der Berufswelt obligatorisch wer-
den. Darüber hinaus sollte geprüft werden, für den 
Fachunterricht auch qualifizierte Berufspraktiker (etwa 
Ingenieure und Meister) einzusetzen, die Freude an der 
Arbeit mit Auszubildenden haben.

 
1.2.7 Hochschulen  

in der Weiterbildung stärken 20

Hochschulen bieten weit mehr Potenzial für Fort- und 
Weiterbildung, als bisher erschlossen wurde. Dafür müs-
sen sie „ein Selbstverständnis als Orte lebenslangen 
Lernens entwickeln: Sie sollen sowohl weiterbildende 
als auch flexible Studienangebote ausbauen und ihre 
Beratungsstrukturen diesem Bildungsbedarf anpassen“.21 
Dies erfordert den Ausbau von modularen Teilzeit- und 
Fernstudienformaten, die auf die Lebensrealität von 
Berufstätigen zugeschnittenen sind und mit einem Zer-
tifikat abgeschlossen werden können. Hierfür sind durch 
die Länder entsprechende Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen und Anreize für Hochschullehrer/innen zu schaf-
fen, sich neuen Formen der Weiterbildung zu widmen. 

Im Unterschied zu grundständigen Studiengängen werden 
weiterbildende Studienangebote in vielen Bundesländern 
als wirtschaftliche Tätigkeit der Hochschule eingeordnet, 
die mit entsprechenden Einnahmen aus Gebühren oder 
Entgelten refinanziert wird. Diese Ungleichbehandlung 
sollte aufgehoben werden. Lehre in der Weiterbildung 
sollte auf das Lehrdeputat von Hochschullehrkräften 
angerechnet und als Haupttätigkeit ermöglicht wer-
den. Weiterbildungsangebote sind in die strategische  

20  Wir orientieren uns in diesem Abschnitt an den „Empfehlungen  
zu hochschulischer Weiterbildung als Teil des lebenslangen Lernens“  
des Wissenschaftsrats. Drs. 7515-19, Berlin 2019. In:  
https://www.wissenschaftsrat.de/download/2019/7515-19.pdf

21 ebd. 

Hochschulentwicklung einzubeziehen und sollten bei 
der Evaluation von Hochschulen stärker berücksich-
tigt werden. Nicht zuletzt geht es um ein konsistentes 
finanzielles Unterstützungssystem für die Teilnahme an 
hochschulischen Weiterbildungsprogrammen. 

 
1.2.8 Stärkung inner- 

betrieblicher Weiterbildung

Innerbetriebliche Weiterbildung ist im Regelfall konkret 
auf die betrieblichen Bedürfnisse ausgerichtet. Das hat 
Vor- und Nachteile gegenüber außerbetrieblichen Weiter-
bildungsmaßnahmen. Der Vorteil liegt in der größeren 
Praxisnähe, ein möglicher Nachteil in einer zu großen 
Spezialisierung und Engführung, die morgen schon 
veraltet sein kann. Optimal ist deshalb eine Verzahnung 
praxisorientierter innerbetrieblicher Weiterbildung mit 
außerbetrieblicher Grundlagenbildung.

Dabei sollten betriebliche Personalentwicklungsstrategien 
von Anfang an mit öffentlichen Angeboten in den Feldern 
Qualifizierung und Arbeitsmarktpolitik verzahnt werden. 
Programme zur Weiter- und Neuqualifizierung können 
gerade bei kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) 
häufig nur in Kooperation mit externen Institutionen 
erfolgen (z. B. im Rahmen von Qualifizierungsverbünden). 

Das jetzt von der Bundesregierung auf den Weg gebrachte 
Qualifizierungschancengesetz ist ein erster wichtiger 
Schritt, dem weitere folgen müssen. Das Gesetz sieht 
keine Beteiligung der Sozialpartner vor, schließt die 
Nutzung betrieblicher Ausbildungskapazitäten aus 
und läuft damit Gefahr, das Schicksal seiner Vorläufer-
regelungen zu teilen (geringe Inanspruchnahme, nicht 
ausgeschöpfte Mittel). 
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Kleine und mittelständische Unternehmen verfügen 
häufig nicht über hinreichende Ressourcen, um auf 
den Strukturwandel zu reagieren und entsprechende 
Weiterbildungsmaßnahmen anzubieten. Dies erfordert 
zum einen neue Formen der virtuellen Weiterbildung 
(digitale Bildungsangebote), deren Vereinbarkeit mit 
dem Arbeitsalltag gewährleistet sein muss, zum ande-
ren betriebsübergreifende Ausbildungsmodelle, die 
Berufsschulen als Ressource für die Weiterbildung 
nutzen. Dazu gehört auch der Ausbau von Technologie-
beratung für KMU, die Förderung der Kooperation mit 
Hochschulen sowie gezielte fachliche und finanzielle 
Unterstützung für kleinere und mittlere Unternehmen 
bei der Entwicklung von Fortbildungsangeboten für ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Siehe hierzu auch 
die „Digitalisierungsprämie“ als Teil der Mittelstands-
förderung der Landesregierung Baden-Württemberg, 
die auch zur Weiterbildung von Mitarbeitern eingesetzt 
werden kann.22 

22  Vgl. Wirtschaft digital Baden-Württemberg: Digitalisierungsprämie. 
Förderung konkreter Projekte zur Einführung neuer digitaler Lösungen 
sowie zur Verbesserung der IT-Sicherheit in KMU. In: https://www.
wirtschaft-digital-bw.de/massnahmen/digitalisierungspraemie/
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Kapitel 2: Soziale Sicherung  

und gesellschaftliche Teilhabe

Modellprojekte für das Land Baden-Württemberg  

Schulische Bildung 

•  Recht auf Förderung für alle Schülerinnen und 
Schüler, die die Mindeststandards und die  
Regelstandards in Mathematik und Deutsch  
nicht erreichen nach dem „Response-to-Inter- 
vention-Modell“

•  Zusätzliche Mittel für Schulen in sozialen  
Brennpunkten nach einem Indikatorenmodell  
mit flankierenden Zielvereinbarungen

•  Schulen als Zentren des Gemeindelebens:  
Modellprojekte im ländlichen Raum und in  
städtischen Brennpunkten 

Weiterbildung

•  Einführung eines „Weiterbildungspasses“,  
in dem Weiterbildungsleistungen nach einem  
transparenten System eingetragen werden

•  Studie zur konkreten Ausgestaltung und zu den  
Kosten eines Bildungsgrundeinkommens

•  Modellprojekt „Weiterentwicklung von Berufs- 
schulen zu Zentren für Fort- und Weiterbildung“ 
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